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BDZ-Gewerkschaftstag: Unter Personalmangel beim Zoll leider Beschäftigte 
und Bürger  
 
(dbb) Unter dem gravierenden Personalmangel beim Zoll leiden sowohl die Beschäftigten 

als auch die Bürgerinnen und Bürger. Das hat der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauders-
tädt am 29. Januar 2014 auf dem außerordentlichen Gewerkschaftstag des BDZ Deutsche 

Zoll- und Finanzgewerkschaft in Magdeburg kritisiert. 

 
Selbst die Bundesregierung hatte bereits 2011 
einen Fehlbedarf von 3.650 Beschäftigten ein-

geräumt. „Der ist nicht geringer geworden“, 

stellte der dbb Chef fest. Für die immer neuen 
Aufgaben des Zolls – KfZ-Steuer, Luftfracht-

kontrolle, Überprüfung von Schwarzarbeit und 
Kontrolle der Mindestlöhne - seien „weder die 

passenden Kapazitäten vorrätig“ noch würden 

sie kurzfristig zur Verfügung stehen. So fordere 
der BDZ allein zur Bewältigung der Mindest-

lohn-Kontrolle in einem ersten Schritt mindes-
tens 500, langfristig bis zu 2.000 neue Plan-

stellen. 
 

Wenn aber das notwendige Personal fehle, 

„leidet die Qualität der Arbeit unter dem Druck 
der Arbeitsverdichtung, es leidet die Gesund-

heit der Beschäftigten und es leidet die Ge-
schwindigkeit bei der Bearbeitung“, konstatier-

te Dauderstädt und fügte an die Adresse der 

Politiker gerichtet hinzu: „Das ist schlicht und 
ergreifend nicht in Ordnung. So handelt kein 

verantwortungsbewusster Arbeitgeber oder 
Dienstherr.“ 

 

Zur anstehenden Einkommensrunde für die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst von Bund 

und Kommunen sagte Dauderstädt: „Wer 
dient, will auch angemessen verdienen.“ Der 

dbb erwarte deshalb, dass das Verhandlungs-
ergebnis danach als Grundlage für eine zeit- 

und wirkungsgleiche Übertragung auf Besol-
dung und Versorgung der Bundesbeamten 

angesehen wird und „dass nicht die erbärmli-

chen Vorlagen mit Nullrunden oder jahrelan-
gen Vorfestlegungen nachgeahmt werden“, 

sagte Dauderstädt mit Blick auf einige Bundes-
länder. „Das Bundesfinanzministerium möge 

doch – wie früher auch – gleich richtig kalku-

lieren“, so der Appell des dbb Chefs. 
 

Auf dem Gewerkschaftstag war Dieter Dewes, 
bisher BDZ-Vize und Vorsitzender des Haupt-

personalrats im Bundesfinanzministerium, zum 
neuen Bundesvorsitzenden des BDZ gewählt 

worden. Vor den rund 500 Teilnehmern sowie 

Gästen aus Politik, Gewerkschaften und Ver-
waltung dankte Dauderstädt Klaus Hilger 

Leprich, der länger als ein Dutzend Jahre an 
der Spitze der Deutschen Zoll- und Finanzge-

werkschaft gestanden hatte und auch im dbb 

Bundesvorstand, als Sprecher der Bundesbe-
amtengewerkschaften und Vorsitzender der 

Bundesbeamtenkommission im dbb sowie auf 
europäischer Ebene der Gewerkschaftsarbeit 

wichtige Impulse gegeben habe. Er würdigte 

Leprichs „stets so kämpferischen und häufig 
auch erfolgreichen Einsatz, intelligente und 

zielorientierte Beiträge, hohes Überzeugungs-
potenzial, Verlässlichkeit und Loyalität“. 

(01/04/14) 

 

 
dbb Chef Dauderstädt: Überwältigende Resonanz für „Die Unverzichtbaren“ 
 
(dbb) Eine „schlicht überwältigende Resonanz“ verzeichnet der dbb für die von ihm initiierte 
Kampagne „Die Unverzichtbaren“, die seit Mitte Dezember 2013 an tausenden Schulen, auf 
Plakaten und im Internet aufmerksam macht auf den Arbeitsplatz öffentlicher Dienst.  

 
Wie der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dau-
derstädt am 29. Januar 2014 auf der 
Facebook-Seite „Die Unverzichtbaren“ bestä-
tigte, erfreut sich die Kampagne größter Auf-

merksamkeit: „Die Facebook-Seite hatte binnen 

weniger Stunden mehr als 1.000 Likes, uns 

erreichen viele Kontaktanfragen junger Men-
schen, die wissen möchten, welcher Weg in 

den öffentlichen Dienst für sie der beste ist. 

Auch von offizieller Seite gab es bereits Feed-
back – ausnahmslos positiv. So hat uns zum 

Beispiel Bundesinnenminister Thomas de Mai-

zière ausdrücklich zu dieser gelungenen und 
wertvollen Kampagne gratuliert“, so der dbb 

Chef. 
 

Dauderstädt betonte die Intention des gewerk-
schaftlichen Dachverbandes für die auf fünf 
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Jahre angelegte Nachwuchs- und Imagewer-
bung. „Deutschlands öffentlicher Dienst ist 

unverzichtbar, ebenso wie seine 4,6 Millionen 
Beschäftigten. Wir sind der Meinung, dass 

diese Botschaft noch lauter und deutlicher ins 

Land getragen werden muss – gerade gegen-
über den jungen Leuten, die dabei sind, ihre 

berufliche Zukunft zu planen. Die Staatsdiener 
sorgen Tag für Tag rund um die Uhr dafür, 

dass Deutschland funktioniert, das ist eine tolle 

Aufgabe.“ 
 

Kritik übte der dbb Bundesvorsitzende an den 
öffentlichen Arbeitgebern, die eigentlich zu-

ständig seien für die Nachwuchsrekrutierung. 

„Wir sehen, dass nur punktuell ausreichend 
reagiert wird, dass es keine allumfassende 

gemeinsame Aktion der öffentlichen Hände 
gibt.“ Mit seiner Kampagne löse der dbb zu-

dem ein, was er im November 2012 auf dem 

dbb Gewerkschaftstag in Berlin versprochen 
habe: einen aktiven Demografie-Pakt im ge-

meinsamen Interesse, den öffentlichen Dienst 
handlungsfähig zu halten. Dauderstädt beton-

te: „Unsere Aktion ist keine neue und dauer-

hafte Aufgabenverschiebung. Wir freuen uns 
über die vielen Komplimente, wie vorbildlich 

solche Werbung ist. Aber wir erwarten auch, 
dass alle öffentlichen Arbeitgeber und Dienst-

herren das als ureigene Angelegenheit anpa-

cken und mit interessanten Ausbildungswegen, 
unbefristeten Übernahmen und spannenden 

Karriere-Perspektiven ihren Anteil zur notwen-
digen Personalentwicklung beitragen.“ 

 

Das Interview im Wortlaut: 
http://www.facebook.com/dieunverzichtbaren. 

(02/04/14) 

 

 

dbb bundesfrauenvertretung: Ehegattensplitting darf berufstätige Mütter nicht 
behindern 
 
(dbb) „Ob verheiratet oder nicht, Männer und Frauen dürfen über Fehlanreize im Steuer-

recht nicht an ihrer beruflichen Entwicklung gehindert werden“, sagte Helene Wildfeuer, 
Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung am 23. Januar 2014. Sie reagierte damit auf 

ein am selben Tag veröffentlichtes Gutachten. Der vom Prognos-Institut vorgelegte End-

bericht der „Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Leistungen in Deutsch-
land“ untersucht im Auftrag der Bundesregierung alle ehe- und familienpolitischen Leis-

tungen und verweist dabei auch auf Widersprüche in deren Zielführung. 

 
„Die Erkenntnisse der Studie müssen in die 
Überlegungen der Bundesregierung einfließen, 

bestehende Ungerechtigkeiten in der Familien-

besteuerung zu beseitigen. Wir plädieren 
schon seit vielen Jahren für ein zeitgemäßes 

Steuerrecht, in dem das Kindeswohl an erster 
Stelle steht. Darüber hinaus müssen gezielt 

Anreize geschaffen werden, die vor allem ver-
heirateten Frauen die Chance geben, an-

spruchsvollen beruflichen Tätigkeiten nachzu-

gehen. Neben der Abschaffung der Lohnsteu-
erklasse V sehen wir Reformbedarf bei den 

Kinderfreibeträgen. Von einer Politik, die sich 
für die Berufstätigkeit von Frauen in verstärk-

tem Maße einsetzt, erwarten wir zudem eine 

vollumfängliche steuerliche Abzugsfähigkeit 

von Kinderbetreuungskosten als Werbungskos-
ten beziehungsweise Betriebsausgaben“, so 

Wildfeuer.  

 
Das positive Urteil der Experten zur Wirkung 

des Elterngeldes teilt die dbb bundesfrauenver-
tretung uneingeschränkt: „In dieser familien-

politischen Leistung liegt ein enormes gleich-
stellungspolitisches Gestaltungspotenzial. Vor 

allem jungen Familien wird in der Anfangszeit 

nach der Geburt eines Kindes viel Druck ge-
nommen. Gleichzeitig erhalten Paare mehr 

Spielraum für eine partnerschaftliche Auftei-
lung der Erziehungsarbeit“, so Wildfeuer. 

(03/04/14) 

 

 

 

 

 

http://www.facebook.com/dieunverzichtbaren
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 
 

 

tbb unterstützt Vorstoß zur Rentenangleichung Ost-West  
 
(dbb) Der Thüringer Beamtenbund tbb unterstützt die Initiative der Landes-FDP für eine 

sofortige Angleichung der Renten Ost an das Westniveau. „Die Zeit der Übergangsphasen 

sollte nach 24 Jahren vorbei sein. Der Wert der Arbeit und damit auch einer erarbeiteten 
Rente muss in einem einheitlichen Deutschland auch einheitlich sein“, erklärte der Lan-

desvorsitzende des tbb Helmut Liebermann am 23. Januar 2014. Zur Verwirklichung sei 
eine Initiative der Thüringer Landesregierung notwendig, so Liebermann weiter.  

 
Die Thüringer FDP-Fraktion hatte im Landtag 

einen Antrag „Volle Sozialkassen - Thüringer 

Initiative zur Rentenangleichung Ost-West 
jetzt!“ eingebracht. 

 
Dass die Renten in West und Ost einheitlich 

berechnet werden, ist ein Versprechen des 
Einigungsvertrages. Doch 24 Jahre später heißt 

es dazu im aktuellen Koalitionsvertrag: „Zum 

Ende des Solidarpakts, also 30 Jahre nach 

Herstellung der Einheit Deutschlands, wenn die 

Lohn- und Gehaltsangleichung weiter fortge-

schritten sein wird, erfolgt in einem letzten 
Schritt die vollständige Angleichung der Ren-

tenwerte.“ Aktuell beträgt der Abstand noch 
8,5 Prozent. Die Ostrentner kommen also aus 

ihren Beiträgen formal auf 91,5 Prozent des-
sen, was die Ruheständler im Westen erhalten. 

(04/04/14) 

 

 

dbb schleswig-holstein: Jetzt alle Möglichkeiten zur Personalgewinnung  
ausschöpfen 
 
(dbb) Der öffentliche Dienst des Landes Schleswig-Holstein droht personell auszubluten. 
Die Staatskanzlei hat ein Konzept zur Gewinnung geeigneter Nachwuchskräfte erarbeitet, 

das am 28. Januar 2014 im Kabinett beraten wurde. Dazu sagte die schleswig-

holsteinische dbb-Chefin Anke Schwitzer:  

 
„Der öffentliche Dienst altert im wahrsten Sin-
ne des Wortes. In den nächsten zehn Jahren 

scheiden rund 14.500 Beschäftigte altersbe-
dingt aus. Neueinstellungen müssen dringend 

die nach zu besetzenden Altersabgänge auf-

fangen. Nur ist gutes Personal schwer zu fin-
den. Obwohl die demografische Entwicklung 

seit Jahren nicht unbekannt ist, ist zwischen-
zeitlich leider viel Zeit ungenutzt ins Land ge-

gangen. Vor diesem Hintergrund begrüßen wir 
die Initiative der Landesregierung für ein ge-

ordnetes Nachwuchskonzept. Lieber spät als 

nie, sozusagen.“ 
 

Nun müsse das Konzept aber auch nachhaltig 
umgesetzt werden, mahnte Schwitzer. „An-

kündigungen dürfen auch nicht durch bürokra-
tische Hemmnisse im Sande verlaufen.“ Bei-

spielsweise müssten der doppelte Abiturjahr-
gang 2016 und die direkte Ansprache junger 

Menschen mit Migrationshintergrund als Chan-

cen erkannt und genutzt werden. 
 

Der dbb schleswig-holstein als gewerkschaftli-
che Spitzenorganisation für den öffentlichen 

Dienst des Landes Schleswig-Holstein werde 
die Bemühungen der Landesregierung tatkräf-

tig unterstützen, versicherte Schwitzer, und 

verwies in diesem Zusammenhang auch auf 
aktuelle dbb Kampagne „Die Unverzichtbaren“ 

zur Nachwuchsgewinnung. 
(05/04/14) 

 

 

BDZ-Gewerkschaftstag: Dieter Dewes ist neuer Bundesvorsitzender 
 
(dbb) Zum neuen Bundesvorsitzenden des BDZ Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft ist 
am 28. Januar 2014 Dieter Dewes gewählt worden. Auf dem außerordentlichen Gewerk-
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schaftstag in Magdeburg stimmten 81 Prozent der Delegierten für Dewes, der seit 2001 
der Bundesleitung angehört.  

 
Der neue Bundesvorsitzende dankte für den 

überwältigenden Vertrauensbeweis und ver-
sprach, die Erwartungen nicht zu enttäuschen. 

In seiner Vorstellungsrede hatte er betont, 

dass er sich der großen und kleinen Probleme 
der Beschäftigten annehmen wolle und es ihm 

auf eine enge Vernetzung von Gewerkschaft 
und Personalvertretungen ankomme.  

 

Der neuen Bundesleitung des BDZ gehören 
weiter die vier stellvertretenden Bundesvorsit-

zenden Christian Beisch, Wolfgang Kailer, 
Thomas Liebel und Adelheid Tegeler an. Der 

neu gewählte Vorsitzende des Ständigen Aus-

schusses Senioren, Wilfried Weißköppel, ist 
ebenfalls Mitglied der Bundesleitung. Darüber 

hinaus wählten die Delegierten die Vorsitzen-
den der Ständigen Ausschüsse und zwei Rech-

nungsprüfer. 
 

Zum Auftakt des Gewerkschaftstages unter 

dem Motto „Mit Weitblick den Kurs bestimmen“ 
hatte der scheidende Bundesvorsitzende Klaus 

H. Leprich an die Delegierten appelliert, in 

Magdeburg Impulse aufzunehmen und in die 
gewerkschaftliche Basisarbeit nach außen zu 

tragen. Es gelte, gewerkschaftspolitische Leitli-
nien für die nächsten fünf Jahre festzulegen, 

klare Ziele zu definieren und den BDZ zu er-

neuern. Leprich wurde wegen seiner besonde-
ren Verdienste vom Gewerkschaftstag ein-

stimmig zum Ehrenvorsitzenden des BDZ ge-
wählt. 

 

Fachliche Schwerpunktthemen der Veranstal-
tung sind unter anderem die Kontrolle der 

Mindestlöhne und die Übernahme der Aufgabe 
der Erhebung und Vollstreckung der Kraftfahr-

zeugsteuer durch den Zoll. 
(06/04/14) 

 

 

DSTG zu Fall Hoeneß: Ermittlungsverfahren in alle Richtungen  
 
(dbb) Die Münchner Staatsanwaltschaft hat im Zusammenhang mit dem Steuer-Fall Hoe-
neß bayerische Finanzbehörden durchsucht. Hintergrund ist eine Strafanzeige von Uli 

Hoeneß wegen Verletzung des Steuergeheimnisses. Im Oktober 2013 hatten Journalisten 
dem Präsidenten des FC Bayern München ein Dokument aus seiner Steuerakte vorgehal-

ten. Die Staatsanwaltschaft will nun herausfinden, wer das interne Dokument weiterleite-

te. 

 
„Es ist ein Ermittlungsverfahren in alle Rich-
tungen“, sagte der Bundesvorsitzende der 

Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und 
dbb Vize Thomas Eigenthaler am 23. Januar 

2014 laut Nachrichtenagentur dpa und sprach 
von einem „Routinevorgang“. Er könne sich 

nicht vorstellen, dass ein Finanzbeamter ver-

trauliche Informationen über Hoeneß an die 
Presse weitergegeben habe. „Da gibt es auch 

einen Ehrenkodex. So etwas macht man 
nicht.“  Er glaube auch nicht, dass es Auswir-

kungen auf das Strafmaß haben werde, wenn 
sich herausstellt, dass die Vorwürfe gegen 

Hoeneß durch ein Leck in einer Behörde öf-
fentlich wurden, gehe aber davon aus, dass 

„eine Verteidigung von Uli Hoeneß ein bisschen 

auf die Tränendrüse drücken wird". 
(07/04/14) 

 
 

Deutsche Polizeigewerkschaft fordert mehr Blitzmarathons 
 
(dbb) Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat regelmäßige bundesweite Blitzmara-

thons gefordert. Die flächendeckenden Tempokontrollen sollten so oft wie möglich ge-

macht werden, sagte der Gewerkschaftsvorsitzende Rainer Wendt im Vorfeld des 52. Ver-
kehrsgerichtstages, der am 29. Januar 2014 in Goslar begann.  

 
Beim ersten deutschlandweiten Blitzmarathon 

im Oktober vergangenen Jahres hatten 15.000 
Beamte an einem Tag an mehr als 8.000 Stel-

len das Tempo auf den Straßen kontrolliert. 

Dabei waren Zehntausende Schnellfahrer er-

wischt worden. „Je häufiger flächendeckende 
Tempokontrollen durchgeführt werden, desto 

besser“, sagte Wendt.  

http://themen.t-online.de/news/steuer
http://themen.t-online.de/news/uli-hoeness
http://themen.t-online.de/news/uli-hoeness
http://themen.t-online.de/news/bbl-fc-bayern-muenchen
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Der DPolG-Chef verwies auf positive Erfahrun-
gen aus Nordrhein-Westfalen, wo die Idee zum 

Blitzmarathon geboren und schon mehrfach in 
die Praxis umgesetzt wurde. „Wir wissen, dass 

die Aktionen auch langfristig Wirkung erzielen“, 
sagte er.  

(08/04/14) 

 
 

Meidinger: Schimpfwortgebrauch auf Schulhöfen nicht durchgehen lassen 
 
(dbb) Der Bundesvorsitzende des Deutschen Philologenverbandes (DPhV), Heinz-Peter  

Meidinger, sieht keine Anzeichen für die massenweise Verwendung des Schimpfwortes 
„Jude“ auf deutschen Schulhöfen. „Wenn es so wäre, wäre es inakzeptabel", sagte Mei-

dinger der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ (Ausgabe vom 28. Januar 2014). Aber er vertre-

te 90.000 Lehrer an 3.000 Gymnasien und habe entsprechende Klagen bisher nicht ge-
hört.  

 
Meidinger rief Lehrer- und Schülerschaft dazu 

auf, solche Äußerungen nicht durchgehen zu 
lassen. Dass der eine oder andere Jugendliche 

um der Provokation willen sich bei der Wort-

wahl  vergreife, schließe er nicht aus. Gleiches 
gelte für die häufiger vorkommende Nutzung 

des Wortes „schwul“ als Schimpfwort. Nach 
den verstärkten Anstrengungen zur Verbesse-

rung der Werteerziehung und angesichts von 

Schulvereinbarungen zur Achtung der Men-

schenwürde spüre er aber bereits eine gestie-

gene Sensibilisierung der Schüler. 
 

Anlässlich des Holocaust-Gedenktages hatte 

der Zentralrat der Juden in Deutschland kriti-
siert, dass das Wort „Jude“ auf deutschen 

Schulhöfen als Schimpfwort verwendet werde, 
ohne dass dies jemanden groß besorge. 

(09/04/14) 

 

 

VDR begrüßt Bekenntnis der Bevölkerung zur Realschule in Baden-
Württemberg  
 
(dbb) „Es überrascht nicht, dass die Realschulen in Baden-Württemberg bei den Men-
schen im Land derart hohe Zustimmungswerte erreichen.“ Mit diesen Worten reagierte 

der Bundesvorsitzende des Verbandes Deutscher Realschullehrer (VDR), Jürgen Böhm, 
auf eine jüngst veröffentlichte Studie des dimap-Instituts.  

 
Danach attestieren 86 Prozent der Bevölkerung 

der Realschule ein sehr gutes oder gutes An-

sehen und 90 Prozent sehen in den Realschu-
len die Schulart, die für die Unternehmen des 

Landes den erforderlichen Fachkräftenach-
wuchs heranbildet, da gerade diese Schulart 

junge Menschen hervorragend auf das Berufs-

leben vorbereite.  
 

Skepsis ließen die Befragten gegenüber der 
seit 2011 von der die grün-roten Landesregie-

rung eingeführten Gemeinschaftsschule erken-
nen. So werden den Realschulen im Land ge-

genüber den Gemeinschaftsschulen deutlich 

höhere Zustimmungswerte bei der Vermittlung 

einer soliden allgemeinen Bildung (70 zu 16 

Prozent), bei der Möglichkeit der weiteren 
schulischen Qualifikation (74 zu 15 Prozent) 

und der Möglichkeiten des beruflichen und 
sozialen Aufstiegs (64 zu 21Prozent) zugewie-

sen.  

 
„Die Familien setzen eindeutig auf differenzier-

te Bildungswege, die den jungen Menschen 
viele Möglichkeiten der Entwicklung bieten“, so 

Böhms Fazit.  
(10/04/14) 

 
 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Nachwuchsmangel ist inzwischen in den 

Regierungspräsidien in Baden-Württemberg 

traurige Realität geworden. Dass die Mittelbe-

hörden des Landes fast nur noch befristete 
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Stellen ausschreiben können, macht die Präsi-
dien für qualifizierten Nachwuchs zunehmend 

unattraktiv. Ein fester Einstellungspool könnte 
die Situation verbessern. Darüber waren sich 

der Landesvorsitzende des Beamtenbundes 

Baden-Württemberg BBW und dbb Vize  
Volker Stich und der Präsident des Regie-

rungspräsidiums Stuttgart, Johannes Schmalzl, 
bei einem Gespräch am 27. Januar 2014 einig.  

 

Mit dem jüngsten Vorgehen gegen 
Fußballrowdies ist nach Auffassung der DPolG 

Bundespolizeigewerkschaft „endlich ein Schritt 
in die richtige Richtung“ gegangen worden. 

„Wer Gewalt sät, muss für den angerichteten 
Schaden aufkommen. Wir begrüßen die Initia-

tive von Hannover 96, zwei Fußballstörer auf 

Ersatz des angerichteten Schadens zu verkla-
gen“, sagte der stellvertretende Vorsitzende 

der DPolG Bundespolizeigewerkschaft Horst 
Pawlik am 28. Januar 2014. Wegen zweier 

Fußballchaoten sollte Hannover 96 eine Strafe 

in Höhe von 15.000 Euro an die UEFA zahlen. 
Hannover 96 verklagte beide, man schloss 

einen Vergleich. „Die DPolG Bundespolizeige-
werkschaft hofft, dass das eine abschreckende 

Wirkung auf alle Fußballstörer hat. Denn erst-

mals wurde vor einem Gericht ein Vergleich 
geschlossen, in dem Fußballchaoten zum 

Schadensersatz verpflichtet werden“, so Paw-
lik. „Wir fordern deshalb den DFB, die DFL und 

alle Vereine auf, diesem positiven Beispiel von 
Hannover 96 zu folgen und effektiver gegen 

Fußballgewalttäter vorzugehen.“ 

 
Der Deutsche Philologenverband (DPhV) und 

die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) be-
fürworten strengere Strafen für Schulschwän-

zer. Sie sollten durch harte finanzielle Strafen 

zurück in die Klassenzimmer geholt werden, 
forderten der DPhV-Bundesvorsitzende Heinz-

Peter Meidinger und DPolG-Chef Rainer 
Wendt in der „Bild"-Zeitung (Ausgabe vom  

28. Januar 2014). „Wir dürfen Schulschwänzer 
nicht mit Samthandschuhen anfassen. Hier 

helfen nur harte finanzielle Strafen. Aber wir 

müssen auch mit Sozialarbeitern in die Fami-
lien gehen und ihnen den Wert von Bildung 

vermitteln“, so Meidinger. Der DPhV-Chef und 
Wendt forderten, Familien der Schüler sollten 

bis zu 150 Euro Strafe zahlen, wenn sie mehr 

als zwei Mal dem Unterricht unentschuldigt 
fernbleiben. Diese Sanktion sollte möglichst 

bundeseinheitlich erfolgen.  

 
 

„Seniorenpolitik ist in weiten Bereichen Innova-
tionspolitik.“ Das stellt Heinz Riesenhuber, 

Alterspräsident des Deutschen Bundestages, in 
einem Gespräch mit dem dbb Seniorenmagazin 

„Aktiv im Ruhestand“ (Ausgabe Januar/Februar 

2014) fest. „Sie kann auch nur dann gelingen, 
wenn Alt und Jung gemeinsam neue Wege 

gehen und ihre Ideen austauschen“, so 
Riesenhuber. „Der demografische Wandel, die 

alternde Gesellschaft stellen uns vor große 

Herausforderungen und bieten gleichzeitig 
neue Chancen. Wir brauchen daher frische 

Ideen und Ansätze in allen Politikbereichen – 
nicht nur in den klassischen Feldern der Senio-

renpolitik wie Gesundheit, Pflege, Rente, Eh-

renamt, sondern immer mehr auch bei Mobili-
tät, Infrastruktur, Weiterbildung, Arbeit, For-

schung und Technik“, forderte der 79-jährige 
CDU-Politiker, der bereits Alterspräsident des 

17. Deutschen Bundestages (2009-2013) war. 
„Um unsere alternde Gesellschaft optimal zu 

organisieren, sollten sich Ältere auch noch 

stärker in die politischen Aktivitäten vor Ort 
einbringen“, regte Riesenhuber an, aber dafür 

müsse die Politik ihnen auch mehr Spielräume 
eröffnen.  

(11/04/14) 


